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Vorbemerkung  

 
Als Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßen wir den vorliegen-

den Antrag grundsätzlich – möchten ihn aber konstruktiv um zentrale As-

pekte ergänzen, die bislang aus unserer Sicht nicht ausreichend berücksichtigt 
sind. Hierzu zählen insbesondere:  

 
• die Bedeutung der Landeskrankenhausplanung für Frauengesundheit 

und gleichstellungsrelevante Fragestellungen 

• die Auswirkungen der Landeskrankenhausplanung auf (mehrheitlich 
weibliche) Beschäftigte im Gesundheitswesen, sowie 

• die Vereinbarkeit von Beruf und familiären Betreuungspflichten 
• die besonderen Belange von FLINTA* mit Unterstützungsbedarf (z. B. 

durch Behinderung). 

 
Diese Dimensionen sind aus Sicht von ver.di entscheidend, um geschlechter-
gerechte Gesundheit nicht nur für Patient*innen, sondern ebenso für die Be-
schäftigten im Gesundheitswesen sicherzustellen.  
Wir konzentrieren uns bewusst auf Themenfelder, in denen wir über fun-
dierte gewerkschaftliche Expertise verfügen und überlassen medizinische As-
pekte den hierfür zuständigen Expert*innen. Im Zentrum unserer Stellung-

nahme steht die Landeskrankenhausplanung, da sie nach unserer Einschät-
zung in ihrer derzeitigen Ausgestaltung insbesondere FLINTA*-Personen 
(Frauen, Lesben, inter, nicht-binären, trans und agender Personen) benachtei-

ligt und deshalb ein Rückschritt für geschlechtergerechte Gesundheit ist.  
 
 
Hinweise zur Landeskrankenhausplanung im Detail 

 
Bezüglich der Position der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) zur 
Landeskrankenhausplanung als Ganzes verweisen wir auf unsere Stellung-

nahme vom 14. August 2024. Im Folgenden konzentrieren wir uns auf gleich-
stellungsrelevante Aspekte und Probleme, die sich in der Planungsumsetzung 
zeigen.  

 
 

Gefahr von Versorgungslücken in frauenspezifischen Gesundheitsbereichen  
 

Die Landesregierung beabsichtigt im Rahmen der neuen Krankenhauspla-
nung, hochspezialisierte und planbare Leistungen stärker zu bündeln und zu 
zentralisieren. Dies erscheint aus unserer Sicht in einigen Fällen nachvollzieh-

bar und auch sinnvoll – vorausgesetzt, es werden gleichzeitig tragfähige Auf-
fangstrukturen geschaffen und die Beschäftigten dadurch nicht schlechter ge-
stellt. 
In der Praxis zeigt sich jedoch, dass insbesondere Leistungsbereiche, in denen 
die meisten Patient*innen FLINTA* bzw. Frauen sind, überdurchschnittlich 

stark reduziert wurden – auch in medizinisch sensiblen Feldern.  



 

  
 

Die Differenz zwischen der Anzahl an Kliniken, die sich für bestimmte Leis-

tungsgruppen beworben haben und jenen, die diese erhalten haben, fällt un-
ter anderem in folgenden Bereichen besonders ins Gewicht: 

 

• Altersmedizin (-18%) 

• Schlaganfallversorgung (-18%) 

• Schwangeren- und Neugeborenenversorgung (-26%) 

• Brustkrebs (-52%) und Eierstockkrebs (-66%).  

 
Für Patient*innen bedeutet der Rückgang wohnortnaher Angebote längere 

Wege zur Behandlung (obwohl vor allem FLINTA* auf kurze Wege angewie-
sen sind) und wachsende Versorgungslücken – insbesondere auf dem Land.  

Tatsächlich kann die Landesregierung in mehreren Regionen ihre selbstgesetz-
ten Erreichbarkeitsziele nicht gewährleisten. So liegt die nächste geburtshilfli-
che Einrichtung in acht von 31 Kreisen mehr als 40 Autominuten entfernt; in 
fünf Kreisen übersteigt die Fahrzeit zur nächstgelegenen Schlaganfallversor-
gung 30 Minuten. 
 
 
Sonderfall Geburtshilfe 
 
Das sogenannte „Kreißsaalsterben“ ist seit Jahren ein bekanntes Problem. Die 

Landesregierung hat sich deshalb richtigerweise nicht zum Ziel gesetzt, diesen 
Bereich weiter zurückzufahren oder zu zentralisieren. Gleichwohl trägt die 
Landeskrankenhausplanung in ihrer aktuellen Ausgestaltung faktisch zu einer 
Verschärfung der Situation bei. 
Für viele Krankenhäuser wird Geburtshilfe durch die Landeskrankenhauspla-

nung wirtschaftlich noch unattraktiver: Etwa, weil sie lukrative Leistungsgrup-

pen wie z. B. Gelenkersatz, mit denen sie ihre Kreißsäle bisher querfinanzier-
ten, nicht mehr erbringen dürfen; oder weil ihnen zu geringe Geburtenzahlen 
zugewiesen wurden. Der Landesregierung ist bekannt, dass sich geburtshilfli-
che Abteilungen bei weniger als 1.000 Geburten pro Jahr nur schwer wirt-

schaftlich betreiben lassen. Dennoch wurden mehreren Einrichtungen deut-
lich geringere Fallzahlen zugewiesen. 
 
Die Folge: Immer mehr Träger sehen sich gezwungen, Geburtsstationen zu 
schließen – das Kreißsaalsterben beschleunigt sich. Allein im laufenden Jahr 

wurden bereits sechs Kreißsäle in Nordrhein-Westfalen geschlossen. Selbst 
hebammengeleitete Einrichtungen, deren Förderung im Antrag ausdrücklich 
begrüßt wird, sind davon betroffen. Setzt sich diese Entwicklung ungebremst 

fort, wird es 2035 landesweit nur noch rund 60 Kreißsäle geben – was einer 
Halbierung innerhalb von zehn Jahren entspräche.  

 
Die Schließungen gehen mit dem Wegfall von Ausbildungsplätzen einher – im 
schlimmsten Fall in laufender Ausbildung. Herauszustellen sind hier Dual Stu-

dierende nach dem Hebammengesetz (HebG), die für die künftige geburts-
hilfliche Versorgung unerlässlich sind.   
 



 

  
 

Unsere Forderungen: 

 
Die Krankenhausplanung muss soziale und versorgungsrelevante Gesichts-

punkte wesentlich stärker berücksichtigen. 

 
• Es darf keine Schließungen geben, ohne dass zuvor tragfähige Auf-

fangstrukturen geschaffen und etabliert wurden. 
• Die Landesregierung muss ein verbindliches Konzept vorlegen, mit 

dem weitere Kreißsaalschließungen umgehend gestoppt werden kön-

nen. 
• Ausbildungsplätze (insbesondere nach dem Hebammengesetz) müssen 

gesichert werden.  
• Die Landesregierung muss ihrer Verpflichtung zur Zahlung der Investiti-

onskosten in voller Höhe des Bedarfs nachkommen. 

• Krankenhausleistungen müssen künftig kostendeckend finanziert wer-
den – die bisherige betriebswirtschaftliche Logik ist hierfür nicht geeig-
net. 

• Die im Rahmen der Bundeskrankenhausreform vorgesehene Vorhalte-
vergütung ist hierfür nicht ausreichend. Erforderlich wäre eine vollstän-
dige Abkehr vom DRG-System; vgl. auch unsere Stellungnahme vom 
23. September 2024 zum damaligen Entwurf des Krankenhausversor-

gungsverbesserungsgesetzes.  
 
 

Frauen in Führungspositionen und Landeskrankenhausplanung  
 
Der vorliegende Antrag verfolgt das Ziel, mehr Frauen in Führungspositionen 
im Gesundheitswesen zu etablieren – ein Anliegen, das wir ausdrücklich un-

terstützen. In der praktischen Umsetzung der Landeskrankenhausplanung 
zeichnen sich jedoch Entwicklungen ab, die diesem Ziel entgegenlaufen. 
Insbesondere auf mittlerer Führungsebene – ein Bereich mit vielen weiblichen 

Führungskräften – führen strukturelle Veränderungen zu einer Reduzierung 
der Führungspositionen. Wird eine Abteilung geschlossen oder an einem 
Standort konzentriert, bedeutet dies, dass z. B. weniger Stationsleitungen be-

nötigt werden. 
 

Uns sind mehrere Fälle bekannt, in denen betroffenen Stationsleitungen le-
diglich alternative Positionen mit niedrigerer Eingruppierung (z. B. von P12 

auf P9) angeboten wurden. Gleichzeitig bleiben die Führungsstrukturen auf 
höheren Hierarchieebenen – nach wie vor mehrheitlich mit Männern besetzt – 
unangetastet. Auch wenn bislang keine systematischen landesweiten Auswer-

tungen vorliegen, liegt nahe, dass es sich bei den uns bekannten Vorgängen 
nicht um Einzelfälle handelt.  
 
 
 

 
 



 

  
 

Unsere Forderung: 

 
Diese Strukturveränderungen treffen Frauen überproportional und schwächen 

systematisch weibliche Führungskarrieren im mittleren Management. Wir for-

dern daher, dass gerade FLINTA*-Führungskräften im Zuge von Umstrukturie-
rungen adäquate alternative Beschäftigungen ohne Schlechterstellung ange-

boten werden.  
 

 

Teilhabe von FLINTA* mit Behinderung oder besonderem Unterstützungsbe-
darf 

 
Vor dem Hintergrund unserer bisherigen Erfahrungen mit der Landeskranken-
hausplanung halten wir es für notwendig, dass künftig die Vorgaben der UN-

Behindertenrechtskonvention systematisch in Planung, Umsetzung und Be-
trieb von Krankenhäusern einbezogen und verbindlich umgesetzt werden. 
Dazu zählen insbesondere der Schutz vor Diskriminierung, Gewalt und Miss-
brauch, die Achtung der Menschenwürde sowie die Förderung von Chancen-
gleichheit und barrierefreier Zugänglichkeit. 
 
Ziel muss es sein, die volle, wirksame und selbstbestimmte Teilhabe am gesell-

schaftlichen Leben zu gewährleisten – auch im Gesundheitswesen. Dies gilt 
insbesondere für Mädchen, FLINTA* mit Behinderung sowie ältere FLINTA* 
mit besonderem Unterstützungsbedarf.  

 
 
Hinweise zu weiteren zentralen Aspekten des Antrags 
 

 
Vereinbarkeit von Familie/Pflege und Beruf  
 

Im vorliegenden Antrag wird zu Recht betont, dass Geschlechtergerechtigkeit 
im Gesundheitswesen auch die bessere Vereinbarkeit von familiären Sorgever-
pflichtungen und Beruf erfordert. Aus Sicht von ver.di möchten wir diesen 

Punkt weiter konkretisieren und erste Ansatzpunkte für notwendige Maßnah-
men benennen. 

 
Die Verantwortung für Pflege- und Sorgearbeit („Care-Arbeit“) wird zuneh-

mend in das private Umfeld verlagert – bei gleichzeitig steigender Arbeitsver-
dichtung und wachsendem Flexibilitätsdruck im Gesundheitssektor. Beschäf-
tigte in Pflegeberufen und im Krankenhauswesen sind hiervon in besonderem 

Maße betroffen: Schichtarbeit, kurzfristige Dienstplanänderungen und das re-
gelmäßige Einspringen aus dem Frei gehören für sie zum Alltag. Gleichzeitig 
tragen sie zuhause häufig die Hauptverantwortung für die Betreuung von 
Kindern oder die Pflege von Angehörigen – Aufgaben, die nach wie vor über-
wiegend von FLINTA* übernommen werden. Viele Beschäftigte reduzieren 

deshalb ihre Arbeitszeit und verzichten bewusst auf Einkommen und Renten-
ansprüche, um den Anforderungen beider Bereiche gerecht zu werden.  



 

  
 

Doch auch in Teilzeit gestaltet sich die Vereinbarkeit aufgrund der oben be-

schriebenen Probleme als äußerst herausfordernd.  
Diese Problematik wird durch die Landeskrankenhausplanung häufig ver-

schärft. Die meisten Beschäftigten, deren Einsatzbereiche im Zuge von Um-

strukturierungen verlagert werden, erhalten zwar alternative Stellenangebote 
innerhalb desselben Trägers – diese sind jedoch in der Regel mit geänderten 

Arbeitszeiten, längeren Anfahrtswegen oder neuen Schichtsystemen verbun-
den. Für Beschäftigte mit Care-Verpflichtungen sind solche Veränderungen 

oft nur schwer oder gar nicht umsetzbar. 

 
Unsere Forderungen: 

 
Grundsätzlich muss eine faire Abwägung zwischen betrieblichen und indivi-
duellen Bedürfnissen in der Dienstplangestaltung erfolgen. Dabei muss Care-

Verantwortung als struktureller Bestandteil der Lebensrealität vieler Beschäf-
tigter anerkannt werden. Erforderlich sind dabei insbesondere: 

• Frühzeitig kommunizierte, verlässliche und planbare Dienstpläne 
• Flexible Arbeitszeitmodelle jenseits starrer Schichtsysteme 
• Ein durchdachtes und belastbares Ausfallmanagement (z.B. durch 

Poolmodelle sowie Personalaufbau durch attraktive Arbeits- und Aus-
bildungsbedingungen) 

• Bei Umstrukturierungen: faire Übergänge für die Beschäftigten mit si-
cherem Arbeitsplatzerhalt, Mitbestimmung und keiner Schlechterstel-
lung. 

 
 
Künstliche Intelligenz  
 

Diskriminierung durch Künstliche Intelligenz im Gesundheitsbereich ist ein re-
ales Risiko, das im Antrag benannt wird und bei der Einführung mitgedacht 
werden muss. ver.di hat sich ausführlich mit den Chancen und Risiken von KI 

auseinandergesetzt; nachzulesen in mehreren separaten Stellungnahmen: 
Vom 09. Januar 2024 zum Thema KI in der öffentlichen Verwaltung; vom 22. 
April 2025 zum Thema KI im Gesundheitswesen und vom 26. Mai 2025 zum 

Thema Innovation und Forschung in Medizin und Pflege.  
 

 
Gewerkschaftliche Beteiligung in Beratungs- und Lösungsfindungsprozessen  

 
ver.di begrüßt die im Antrag vorgeschlagene gemeinsame Beratung zu gleich-
stellungspolitischen Maßnahmen im Gesundheitswesen – etwa zur Vereinbar-

keit von Beruf und Familie sowie zur Förderung von Frauen in Führungspositi-
onen.  
 
Wie bereits angeführt, ist darüber hinaus ein zusätzlicher Beratungs- und Lö-
sungsfindungsprozess erforderlich, um die unerwünschten Auswirkungen der 

Landeskrankenhausplanung wirkungsvoll abzufedern.  



 

  
 

Für einen solchen Prozess ist es unerlässlich, dass auch die zuständigen Ge-

werkschaften von Beginn an beteiligt werden. Nur so kann sichergestellt wer-
den, dass die konkreten Arbeitsrealitäten der Beschäftigten angemessen ab-

gebildet und praxisnahe, realistische Lösungsansätze erarbeitet werden. 

 
 

Fazit 
 

Geschlechtergerechte Gesundheit erfordert einen ganzheitlichen Ansatz, der 

sowohl Patient*innen als auch Beschäftigte im Gesundheitswesen berücksich-
tigt. Die Landeskrankenhausplanung ist dabei ein bedeutender Hebel, der 

dringend geschlechtergerecht und sozialpolitisch reflektiert werden muss, um 
Versorgungslücken, Benachteiligungen weiblicher Führungskräfte und Her-
ausforderungen bei der Vereinbarkeit von Beruf und Pflegeverantwortung zu 

vermeiden. 
Damit aus der Anhörung praktische Schritte erfolgen können, bedarf es eines 
beteiligungsorientierten Prozesses, in dem die im Antrag genannten Akteure 
inklusive der Gewerkschaften gemeinsam Lösungen entwickeln. Nur so kann 
das Ziel einer nachhaltigen und gerechten Gesundheitsversorgung für alle Ge-
schlechter realistisch erreicht werden. 
 

ver.di steht für weitere Gespräche und eine konstruktive Begleitung 
der Folgeprozesse gerne zur Verfügung. 
 


